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Stadt Adorf/Vogtl. 
 

Sitzungsniederschrift 
 

der öffentlichen Stadtratssitzung 
 
 Sitzung am 19.07.2021 
 in Raum Aula der Zentralschule Adorf - Oberschule, 
  Lessingstraße 15, 08626 Adorf/Vogtl. 
 
 
 von - bis Uhr 19.05 – 20.50 Uhr 
 
 Mitglieder Zahl anwesend teilw. anw. abwesend 
 Bgm. + SR 19 11 0 8 
 Ortsvorsteher 3 3 0 0 
 
 
 anwesende siehe Anwesenheitsliste 
 Mitglieder 
 
 Abwesende Stadträtin Frau Bang – entschuldigt 
 Mitglieder Stadtrat Herr Cihak - entschuldigt 
  Stadtrat Herr Glaß – unentschuldigt 
  Stadträtin Frau Herrmann – entschuldigt 
  Stadträtin Frau Lamprecht – entschuldigt 
  Stadtrat Herr Oelsner – entschuldigt 
  Stadtrat Herr Schneidenbach – entschuldigt 
  Stadträtin Frau Walda – entschuldigt 
 
 Gäste Herr Granetzny, Ing.-Büro Granetzny – bis TOP 7 
  Herr Rauer, Ing.-Büro Granetzny – bis TOP 7 
  Steffen Dietz – Leiter Museum, Botanischer Garten 
       
 Vermerk Das Protokoll der öffentlichen Stadtratssitzung besteht aus den 
  Seiten 1 – 20 
 
  Unterzeichnung durch: 
 
 Bürgermeister Rico Schmidt 
 
 Stadtrat Frank Jäger 
 
 Stadtrat Sandro Röder 
 
 Protokollantin Sylvia Donath 
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Verlauf: 
 
TOP 1.) Begrüßung und Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 
Herr Bürgermeister Schmidt eröffnet um 19.05 Uhr die 19. Stadtratssitzung der 
Legislaturperiode. Er begrüßt den Stadtrat, die Herren Ortsvorsteher, alle Gäste, den 
Vertreter der Presse und die Mitarbeiter der Verwaltung. 
 
TOP 2.) Feststellung der Beschlussfähigkeit 
Die Beschlussfähigkeit wird festgestellt. Es sind 10 Stadträte und der Bürgermeister 
anwesend. 
 
TOP 3.) Bestätigung der Tagesordnung 
Zur Tagesordnung ergänzt Herr Schmidt, dass im TOP 12 einige nichtöffentliche 
Informationen gegeben werden, ansonsten wird die Tagesordnung in der ausgereichten 
Form bestätigt. 
 
TOP 4.) Benennung von zwei Stadträten zur Mitunterzeichnung der Niederschrift 
Zur Mitunterzeichnung des Stadtratsprotokolls werden der Stadtrat Frank Jäger und 
Stadtrat Sandro Röder benannt. 
 
TOP 5.) Bestätigung des Protokolls der öffentlichen Stadtratssitzung vom 14.06.2021 
Zum Protokoll der öffentlichen Stadtratssitzung vom 14.06.2021 gibt es durch den Stadtrat 
keine Anfragen, Ergänzungen und Hinweise. 
 
Beschluss-Nr. 50/2021 
Der Stadtrat von Adorf/Vogtl. bestätigt das Protokoll der öffentlichen Stadtratssitzung vom 
14.06.2021. 
Stimmabgabe: 11 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 0 Enthaltungen 
 0 Befangenheit 
 
TOP 6.) Bürgerfragestunde 
Es gibt keine Anfragen oder Wortmeldungen aus der Bürgerschaft. 
 
TOP 7.) Vorstellung der Machbarkeitsstudie zur Errichtung eines 
grenzüberschreitenden Radweges entlang der ehemaligen Bahnstrecke Adorf-
Roßbach durch das Ingenieurbüro Granetzny 
Herr Bürgermeister Schmidt übergibt das Wort an Herrn Rauer vom Ingenieurbüro 
Granetzny, der an der Leinwand einige Aspekte der Studie vorstellt. Als Kleinprojekt 
gefördert, zeigt die Studie, dass der Radweg als „Lückenschluss“ zwischen den 
überregionalen Radwegen als wichtiges Verbindungsglied zwischen tschechischen, 
bayrischen und sächsischen Radnetzwegen anzusehen ist. Das touristisch geprägte 
Gebiet könnte damit eine notwendige Aufwertung erfahren. Ab der tschechischen Grenze 
sind 1,5 km als Neubau bis zum ehemaligen Bahnhof Arnsgrün zu errichten. Es wurden 
verschiedene Trassenführungen geprüft, der ehemalige Bahnkörper ist optimal geeignet. 
Zwei Brückenbauwerke müssen neu errichtet werden, die Ausführung mit ungebundener 
Decke ist vorgesehen. Im zweiten Bauabschnitt von Arnsgrün bis zur B92 im Tetterweintal 
gibt es bereits Teilstücke mit gebundener Decke, die erhalten bleiben sollen, ansonsten ist 
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ebenfalls ungebundene Decke vorgesehen. Auch in diesem Abschnitt sind zwei 
Brückenbauwerke zu ertüchtigen, die die Befahrbarkeit bis 3.5 t gewährleisten. 
Abschließend erläutert Herr Rauer die vorgesehenen Aufbau-Querschnitte und zeigt die 
als Idee entwickelte Anbindung an den Elsterradweg als Brückenbauwerk über 
Bundesstraße, Elstertal und Bahntrasse. Diese Utopie kann aufgrund der 
Schutzwürdigkeit des FFH Gebietes nicht umgesetzt werden. 
Die Kosten werden auf etwa 1 Mio € geschätzt, weitere Untersuchungen zur 
Genehmigungsplanung sind notwendig. 
Herr Schmidt dankt Herrn Rauer für die Ausführungen, er erläutert, dass ein geeignetes 
Förderprogramm gefunden werden soll, um die Errichtung zu finanzieren. 
Herr Ortschaftsrat Haller fragt an, in welcher Höhe die Brücke über die Kreisstraße in 
Gettengrün geplant ist. Herr Rauer antwortet, da es sich um eine Kreisstraße und 
abschüssiges Gelände handelt, sind 4.50 m Durchfahrtshöhe erforderlich, das sind etwa 
70 cm höher als der derzeit sichtbare Natursteinpfeiler. 
Eine weitere Frage bezieht sich auf den vorhandenen Bahnschotter, hier erklärt Herr 
Rauer, dass eine Untersuchung erfolgen muss, ob das Material belastet ist. Falls das 
bestätigt wird, wäre bei einem Eingriff der Schotter zu tauschen. In dem Fall besteht 
jedoch die Möglichkeit, das Material zu überbauen, erläutert Herr Beine. 
Herr Uebel bittet in der Begründung zur Beschlussvorlage zu ergänzen, dass auch im 
ersten Abschnitt, der Ausbau mit ungebundener Decke vorgesehen ist. 
Frau Blüml hinterfragt den zeitlichen Rahmen, der als mittelfristig bezeichnet wurde. 
Herr Schmidt erklärt dazu, dass er von ca. 5 Jahren ausgehe, mit Beginn der neuen EU-
Förderperiode könnte der Antrag gestellt werden, erfahrungsgemäß müsse man dann 
schnell sein, um Mittel erhalten zu können, deshalb ist es wichtig die Planung jetzt voran 
zu treiben. 
 
TOP 8.) Grundsatzbeschluss zur Errichtung eines grenzüberschreitenden Radweges 
entlang der ehemaligen Bahnstrecke Adorf-Roßbach – SR-BV-Nr. 58/2021 
Herr Jäger stellt einen Antrag zur Geschäftsordnung. Der Beschlussvorschlag soll anstelle 
von „beschließt“ auf „befürwortet“ geändert werden, da ein Rückzug vom Bauvorhaben 
noch möglich bleiben soll.  
Beschluss-Nr. 51/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl. stimmt dem Antrag von Herrn Jäger auf Änderung des 
Beschlusstextes der BV-Nr. 58/2021 zu. 
Stimmabgabe: 11 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 0 Enthaltungen 
 0 Befangenheit 
 
Beschluss-Nr. 52/2021 – SR-BV-Nr. 58/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl. befürwortet die Errichtung eines grenzüberschreitenden 
Radweges entlang der ehemaligen Bahnstrecke Adorf-Roßbach (Mockel-Bahn-Radweg). 
Als Grundlage des geplanten Vorhabens dient die Machbarkeitsstudie vom Juli 2021. Die 
Verwaltung wird mit der Angebotseinholung für die weiteren Planungsleistungen und 
drauffolgend der Akquisition von Fördermitteln beauftragt. 
Stimmabgabe: 10 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 1 Enthaltung 
 0 Befangenheit 
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TOP 9.) Vergabe von Lieferleistungen nach § 3 Abs. 2 VOL/A Öffentl. Ausschreibung 
– Lieferung eines Geräteträgers für den Stadtbauhof – SR-BV-Nr. 49/2021 
Herr Bürgermeister Schmidt informiert, dass zur Submission erwartungsgemäß ein 
Angebot abgegeben wurde. Angeschafft werden soll ein Lindner Unitrac 112 
Allradfahrzeug mit Anbaugeräten Streuer und Pflug, das den Unimog 1450 ersetzen soll. 
Im Vorfeld der Ausschreibung wurden im Bauhof verschiedene Fahrzeugtypen getestet. 
Geplant ist die Anschaffung als Leasingfahrzeug um das Risiko hoher Reparaturkosten zu 
senken. Die künftige Leasingrate von 3.051 €, d. h. ca. 36.000 € jährlich sind im 
Haushaltsplan zu berücksichtigen. 
 
Beschluss-Nr. 53/2021 – SR-BV-Nr. 49/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl beschließt den Auftrag zur Lieferung eines 
Geräteträgers für die Aufnahme und den Betrieb von An- und Aufbaugeräten für den 
Winterdienst für den Stadtbauhof an den wirtschaftlichsten Bieter, die Firma KLMV GmbH, 
Robert-Bosch-Str. 1 in 95145 Oberkotzau zum Wertungspreis, bestehend aus 60 
monatlichen Leasingraten zuzüglich Bearbeitungsgebühr für das Fahrzeug und Anbauten, 
von brutto 183.081,50 Euro zu vergeben. 
Stimmabgabe: 10 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 1 Enthaltung 
 0 Befangenheit 
 
TOP 10.) Vergabe von Lieferleistungen nach § 3 Abs. 2 VOL/A Öffentliche 
Ausschreibung – Lieferung von Atemschutztechnik für die Feuerwehr– SR-BV-Nr. 
50/2021 
Herr Bürgermeister Schmidt informiert, dass der Fördermittelbescheid angekündigt ist, 
aber noch nicht vorliegt. Die Erneuerung der Technik ist erforderlich, da die vorhandenen 
Geräte auslaufen und nicht mehr gewartet werden können. 
Es werden keine weiteren Anfragen gestellt. Der Bürgermeister bittet um Abstimmung 
 
Beschluss-Nr. 54/2021 – SR-BV-Nr. 50/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl beschließt den Auftrag zur Lieferung von 
Atemschutztechnik für die Feuerwehr an den wirtschaftlichsten Bieter, die Firma G.B.S. 
Handelsgesellschaft mbH, Löwenbrucher Ring 36, in 14974 Ludwigsfelde zum 
Angebotspreis, von brutto 67.530,74 € zu vergeben. 
Die Beauftragung erfolgt vorbehaltlich des Erhalts des Zuwendungsbescheides für die 
Maßnahme „Ersatzbeschaffung von Pressluftatmern und Zubehör“ nach Richtlinie 
Feuerwehrförderung (RL FW) durch die Bewilligungsbehörde Landratsamt Vogtlandkreis, 
SG Brand- und Katastrophenschutz vor Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist am 
05.08.2021. 
Stimmabgabe: 11 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 0 Enthaltungen 
 0 Befangenheit 
 
TOP 11.) Vergabe von Dienstleistungen nach § 3 Abs. 2 VOL/A Öffentliche 
Ausschreibung – Umsetzung „Lehrer-Endgeräte-Förderverordnung“ Los 7 
Endgeräte für Lehrkräfte – SR-BV-Nr. 55/2021 
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Herr Bürgermeister Schmidt erläutert, dass die Anschaffung zu 100 % aus dem Digitalpakt 
Schulen gefördert wird. 
Herr Brand erkundigt sich, ob Folgekosten nach der üblichen Nutzungsdauer von 5 Jahren 
bedacht wurden. 
Herr Schmidt berichtet von verschiedenen Initiativen, die eine Entlastung der Schulträger 
über zum Beispiel die Schlüsselzuweisung anstreben, derzeit ist der Schulträger 
zuständig. 
 
Beschluss-Nr. 55/2021 – SR-BV-Nr. 55/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl beschließt den Auftrag - Umsetzung „Lehrer-Endgeräte-
Förderverordnung“ Lieferung von Endgeräten für die Lehrkräfte (Los 7) an den 
wirtschaftlichsten Bieter, die Firma netSwerk by A. Schlosser, Braugasse 1, 08267 
Klingenthal OT Zwota zum Preis von brutto 20.560,25 Euro zu vergeben. 
Stimmabgabe: 11 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 0 Enthaltungen 
 0 Befangenheit 
 

TOP 12.) Rückbau des einsturzgefährdeten Mehrfamilienwohnhauses Oelsnitzer 
Straße 11 in 08626 Adorf/Vogtl. – Vergabe Bauleistungen nach § 3 Abs. 1 VOB/A - 
SR-BV-Nr. 59/2021 
Herr Bürgermeister Schmidt bittet die Gäste, die Versammlung zu verlassen, sodass die 
Ausführungen zur Vorlage in nichtöffentlicher Sitzung gegeben werden können. 
 
Nach Wiederherstellung der Öffentlichen Sitzung berichtet Herr Schmidt von 
Vorberatungen im Technischen Ausschuss und dem Ältestenrat, die sich beide für eine 
Bevollmächtigung des Bürgermeisters zur Vergabe ausgesprochen hatten. Er stellt daher 
den Antrag zur Geschäftsordnung, den Vergabebeschluss in eine Bevollmächtigung 
umzuändern. 
Der Fördermittelbescheid ist zwischenzeitlich eingegangen, sodass der Vorbehalt entfallen 
kann. 
Herr Geipel erkundigt sich zur Sicherung des Nachbargebäudes. 
Herr Schmidt erläutert, dass dies in der Ausschreibung Berücksichtigung fand, vermutlich 
wird dieser Giebel von Hand abgetragen und das Dach geschützt werden müssen. Die 
Sperrung der Bundesstraße wird mit halbseitiger Sperrung beider Fahrbahnen und 
Umleitung über den gegenüberliegenden Fußweg erfolgen. 
 
Beschluss-Nr. 56/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl. stimmt der Änderung des Beschlusses zur Vergabe der 
Rückbauarbeiten an der Oelsnitzer Str. 11 dahingehend zu, dass der Bürgermeister 
bevollmächtigt wird, die Vergabe vorzunehmen. 
Stimmabgabe: 11 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 0 Enthaltungen 
 0 Befangenheit 
 
Beschluss-Nr. 57/2021 – SR-BV-Nr. 59/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl. bevollmächtigt den Bürgermeister den Auftrag, 
„Rückbau des Mehrfamilienwohnhauses Oelsnitzer Straße 11 “ an dem günstigsten Bieter 
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zu vergeben. Der Auftrag beinhaltet den Abbruch des Wohngebäudes, einschl. 
Hintergebäude, das Verfüllen der Baugrube und Oberbodenregulierung. Weiterhin wird der 
Giebel Oelsnitzer Str. 13 gesichert und sowohl dieser Giebel als auch der Giebel 
Oelsnitzer Str. 9 gedämmt und verputzt.  
Es ist geplant die Fläche einzuzäunen und entlang des Fußweges einen Tiefbord zu 
setzen. 
Stimmabgabe: 11 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 0 Enthaltungen 
 0 Befangenheit 
 
Herr Schmidt ist erleichtert, dass der Rückbau jetzt erfolgen kann, da das Gebäude stark 
einsturzgefährdet ist. Über die Vergabe werden die Stadträte per Email informiert. 
 
TOP 13.) Umbau des bestehenden Gebäudes und Errichtung eines Neubaus als 
Zwischenbau zum ErlebnisZentrumPerlmutter (EZP) - Vergabe der 
bauphysikalischen Begleitung nach HOAI – SR-BV-Nr. 60/2021 
Herr Bürgermeister Schmidt erläutert, dass weitere spezielle Vorplanungen zum 
Bauvorhaben EZP benötigt werden. Bei einem geeigneten Büro wurden die Kosten für 
mögliche Planungsleistungen angefragt, die in der Vorlage genannten Zahlen sind 
Maximalwerte. Es sollen nur Leistungen beauftragt werden, die unbedingt notwendig sind. 
Herr Jäger erkundigt sich, welche Einsparungen absehbar sind. 
Konkrete Aussagen dazu sind noch nicht möglich. 
Es werden keine weiteren Anfragen gestellt. Der Bürgermeister ruft zur Abstimmung auf. 
 
Beschluss-Nr. 58/2021 – SR-BV-Nr. 60/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl. beschließt den Auftrag für die bauphysikalische 
Begleitung für den Umbau und Erweiterung des ErlebnisZentrum Perlmutter (EZP) mit 
einer Angebotssumme von brutto 64.820,62 € an das Büro GWT-TUD GmbH in 01067 
Dresden, Freiberger Straße 33 zu vergeben. Die Leistungen umfassen die in der Anlage 
aufgeführten Teilleistungen. 
Es kommen nur die Leistungen zum Tragen und zur Abrechnung, die in Absprache mit 
dem Objektplaner und Fachplanern unbedingt notwendig sind. 
 
Stimmabgabe: 10 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 1 Enthaltungen 
 0 Befangenheit 
 
 
TOP 14.) Neufassung Feuerwehrsatzung der Stadt Adorf/Vogtl.  
– SR-BV-Nr. 57.2/2021 
Herr Bürgermeister Schmidt informiert über die Vorberatung im Hauptausschuss, das 
Datum für das In-Kraft-Treten zum 01.01.2022 wurde ergänzt. Außerdem wurden die 
Regelungen zur Wahl und den Entschädigungszahlungen neu geregelt. 
Es werden keine weiteren Anfragen gestellt. Der Bürgermeister bittet um Abstimmung. 
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Beschluss-Nr.59/2021 – SR-BV-Nr. 57.2/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl. beschließt die Feuerwehrsatzung der Stadt Adorf/Vogtl. 
 

 
Neufassung Feuerwehrsatzung der Stadt Adorf/Vogtl. 

 

I. Beschlussempfehlung: 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl. beschließt die Feuerwehrsatzung der Stadt Adorf/Vogtl. 

 
Feuerwehrsatzung der Stadt Adorf/Vogtl. 

 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl. hat am … auf Grund von § 4 Absatz 1 Satz 2 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 16. Dezember 2020 (SächsGVBl. S. 722) und § 15 Absatz 4 des 
Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz 
(SächsBRKG) vom 24. Juni 2004 (SächsGVBl. S. 245, 647), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 25. Juni 2019 (SächsGVBl. S. 521), die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
Begriff und Gliederung der Feuerwehr 

 
(1) Die Stadtfeuerwehr Adorf/Vogtl. ist eine Einrichtung der Stadt Adorf/Vogtl. ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit. Sie führt den Namen  

 
„Freiwillige Feuerwehr der Stadt Adorf/Vogtl.“. 

 
Sie besteht aus einer Freiwilligen Feuerwehr mit den Ortsfeuerwehren Adorf/Vogtl., 
Freiberg, Gettengrün, Leubetha und Remtengrün. 

 
(2) Die Ortsfeuerwehren führen den Namen  

 
„Freiwillige Feuerwehr (Ortsname) – Stadt Adorf/Vogtl.“. 

 
(3) Aktiver Feuerwehrdienst wird in den Ortsfeuerwehren geleistet. In den 
Ortsfeuerwehren können Alters- und Ehrenabteilungen unterhalten werden. Die 
Stadtfeuerwehr unterhält am Standort der Ortsfeuerwehr Adorf/Vogtl. eine 
Jugendfeuerwehr. 

 
§ 2 

Pflichten der Stadtfeuerwehr 
 

(1) Die Stadtfeuerwehr Adorf/Vogtl. hat die Pflicht: 
a) Menschen, Tiere und Sachwerte vor Bränden zu schützen, 

b) technische Hilfe bei der Bekämpfung von Katastrophen, im Rahmen des 

Rettungsdienstes und der Beseitigung von Umweltgefahren zu leisten und 

c) nach Maßgabe der §§ 22 und 23 SächsBRKG Brandverhütungsschauen 

und Brandsicherheitswachen durchzuführen. 
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Im Übrigen gilt § 16 SächsBRKG. 
 

(2) Der Bürgermeister oder sein Beauftragter kann die Stadtfeuerwehr Adorf/Vogtl. zu 
Hilfeleistungen bei der Bewältigung besonderer Notlagen und zu sonstigen 
Hilfeleistungen heranziehen. 
 

§ 3 
Aufnahme in die Feuerwehr 

 
(1) Voraussetzungen für die Aufnahme in den aktiven Feuerwehrdienst sind: 
a) die Vollendung des 16. Lebensjahres, 

b) die Erfüllung der gesundheitlichen Anforderung an den Feuerwehrdienst, 

c) die charakterliche Eignung, 

d) die Verpflichtung zu einer längeren Dienstzeit, 

e) die Bereitschaft zur Teilnahme an der Aus- und Fortbildung sowie 

f) die Bereitschaft, den Dienst unabhängig von Geschlecht, Abstammung, Hautfarbe, 

Herkunft, Glauben, sozialer Stellung oder sexueller Identität von in Not geratenen 

Personen sowie von anderen Feuerwehrangehörigen auszuüben.  

 
Die Bewerber dürfen nicht ungeeignet im Sinne von § 18 Absatz 4 SächsBRKG sein. Bei 
Minderjährigen muss die Zustimmung der Personensorgeberechtigten und zumindest 
deren Bestätigung über die gesundheitliche Eignung des Minderjährigen vorliegen. Die 
Bewerber für den aktiven Feuerwehrdienst sollen im Einzugsbereich der Ortsfeuerwehr 
wohnen oder einer regelmäßigen Beschäftigung oder Ausbildung nachgehen oder in 
sonstiger Weise regelmäßig für Einsätze zur Verfügung stehen. Sofern die Bewerber 
nicht im Einzugsbereich der Ortsfeuerwehr wohnen, haben sie ihre aktive Mitgliedschaft 
in der Feuerwehr Ihres Wohnortes nachzuweisen. 
 
(2) Für Aufnahmen in die Jugendfeuerwehr oder der Alters- und Ehrenabteilung gilt 
Absatz 1, mit Ausnahme von Satz 1, Buchst. a), entsprechend. Zudem müssen die 
spezifischen Anforderungen an die Jugendfeuerwehr oder die Alters- und Ehrenabteilung 
erfüllt werden. 

 
(3) Aufnahmegesuche sind schriftlich an den Leiter der Ortsfeuerwehr zu richten. Über 
die Aufnahme entscheidet der Stadtwehrleiter nach Anhörung des zuständigen 
Ortsfeuerwehrausschusses. Jeder ehrenamtliche Feuerwehrangehörige erhält nach 
seiner Aufnahme in die Stadtfeuerwehr ein Exemplar der Feuerwehrsatzung sowie einen 
Dienstausweis. 
 
(4) Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. Eine Ablehnung ist dem 
Antragsteller durch schriftlichen Verwaltungsakt mitzuteilen. 
 

§ 4 
Beendigung des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes 

 
(1) Der ehrenamtliche aktive Feuerwehrdienst endet spätestens mit der Vollendung des 
68. Lebensjahres. Außerdem endet der aktive Feuerwehrdienst, wenn der 
Feuerwehrangehörige ungeeignet zum aktiven Feuerwehrdienst entsprechend § 18 
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Absatz 4 SächsBRKG wird. Gleiches gilt, wenn bei Minderjährigen ein 
Personensorgeberechtigter seine Zustimmung nach § 3 Absatz 1 Satz 3 schriftlich 
zurücknimmt. Aktive Feuerwehrangehörige über 65 Jahre haben ihre körperliche 
Tauglichkeit nachzuweisen. 

 
(2) Der aktive Feuerwehrdienst kann auf Antrag des Feuerwehrangehörigen beendet 
werden, wenn der Dienst für ihn aus persönlichen oder beruflichen Gründen eine 
besondere Härte bedeutet. 
 
(3) Ein Angehöriger im aktiven Feuerwehrdienst hat die Verlegung seines ständigen 
Wohnsitzes in eine andere Gemeinde unverzüglich dem Leiter der Ortsfeuerwehr 
schriftlich anzuzeigen. Sofern er nicht nachweist, dass er im Einzugsbereich der 
Ortsfeuerwehr weiterhin einer regelmäßigen Beschäftigung oder Ausbildung nachgeht 
oder in sonstiger Weise regelmäßig für Aus- und Fortbildung sowie Einsätze zur 
Verfügung steht, kann sein Feuerwehrdienst beendet werden.  
 
(4) Der aktive Feuerwehrdienst soll aus wichtigem Grund beendet werden. Dies gilt 
insbesondere, 
a) wenn der Feuerwehrangehörige die Lehrgänge zum Truppmann (Teil 1 und 2) und 

zum Sprechfunker in einem angemessenen Zeitraum nicht erfolgreich abschließen 

kann 

b) bei fortgesetzter Nachlässigkeit im Dienst, 

c) bei schweren Verstößen gegen die Dienstpflicht, 

d) bei erheblicher schuldhafter Schädigung des Ansehens der Feuerwehr, 

e) wenn sich herausstellt, dass der Feuerwehrangehörige nicht im Sinne des § 3 Absatz 

1 Buchst. f) handelt, oder 

f) bei einem Verhalten, das eine erhebliche und andauernde Störung des 

Zusammenlebens in der Feuerwehr verursacht hat oder befürchten lässt. 

 
(5) Zur Vorbereitung der Entscheidung nach Absatz 4 kann der Feuerwehrangehörige 
vorläufig des Dienstes enthoben werden, wenn andernfalls der Dienstbetrieb oder die 
Sachverhaltsaufklärung beeinträchtigt würden. 

 
(6) Die Entscheidung über die Beendigung trifft der Ortswehrleiter nach Anhörung des 
jeweiligen Feuerwehrausschusses. Entscheidungen nach den Absätzen 1 (ohne Satz 1) 
bis 4 sind durch schriftlichen Verwaltungsakt zu treffen. Der Betroffene ist vor den 
Entscheidungen nach Satz 1 anzuhören. Widerspruch und Klage gegen die 
Entscheidungen nach Satz 1 haben keine aufschiebende Wirkung. 
 
(7) Für die Beendigung des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes in der Jugendfeuerwehr 
oder der Alters- und Ehrenabteilung gelten die Regelungen nach Absatz 1 (ohne Satz 1), 
Absatz 2 und Absätze 4 (ohne Buchst. a)) bis 6 entsprechend. Bei Entscheidungen, 
welche die Jugendfeuerwehr betreffen, ist abweichend von Absatz 6 neben dem 
Feuerwehrausschuss der Jugendfeuerwehrwart anzuhören. 
 
(8) Ausgeschiedene Feuerwehrangehörige können auf Antrag eine Bescheinigung über 
die Dauer der Zugehörigkeit zur Feuerwehr, den letzten Dienstgrad und die zuletzt 
ausgeübte Funktion erhalten. 
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§ 5 

Rechte und Pflichten der Angehörigen der Feuerwehr 
 
(1) Die ehrenamtlichen aktiven Feuerwehrangehörigen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Adorf/Vogtl. ab dem vollendeten 16. Lebensjahr haben das Recht, den 
ehrenamtlich tätigen Stadtwehrleiter und dessen Stellvertreter zu wählen. Die 
ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen der Ortsfeuerwehr ab dem vollendeten 16. 
Lebensjahr der jeweiligen Ortsfeuerwehr haben das Recht, den ehrenamtlich tätigen 
Ortswehrleiter und dessen Stellvertreter sowie die Mitglieder des 
Ortsfeuerwehrausschusses zu wählen. 

 
(2) Die Stadt Adorf/Vogtl. hat nach Maßgabe des § 61 SächsBRKG die Freistellung der 
Feuerwehrangehörigen für die Teilnahme an Einsätzen, Einsatzübungen und für die Aus- 
und Fortbildung zu erwirken. 

 
(3) Ehrenamtlich tätige Feuerwehrangehörige erhalten Entschädigungen nach § 15. 
 
(4) Feuerwehrangehörige erhalten auf Antrag Ersatz für die Auslagen, die ihnen durch 
die Ausübung des Feuerwehrdienstes einschließlich der Teilnahme an der Aus- und 
Fortbildung entstehen. Darüber hinaus erstattet die Stadt Adorf/Vogtl. Sachschäden, die 
Feuerwehrangehörigen in Ausübung ihres Dienstes entstehen, sowie vermögenswerte 
Versicherungsnachteile nach Maßgabe des § 63 Absatz 2 SächsBRKG. 
 
(5) Die ehrenamtlichen Angehörigen im aktiven Feuerwehrdienst haben die ihnen aus der 
Mitgliedschaft in der Feuerwehr erwachsenden Aufgaben gewissenhaft zu erfüllen. Sie 
sind insbesondere verpflichtet: 
a) am Dienst und an Aus- und Fortbildungsmaßnahmen im Rahmen der 

Feuerwehrdienstvorschriften regelmäßig und pünktlich teilzunehmen, 

b) sich bei Alarm unverzüglich am Feuerwehrhaus einzufinden, 

c) den dienstlichen Weisungen und Befehlen der Vorgesetzten nachzukommen, 

d) im Dienst und außerhalb des Dienstes ein vorbildliches Verhalten zu zeigen und sich 

den anderen Feuerwehrangehörigen gegenüber kameradschaftlich zu verhalten, 

e) den Dienst unabhängig von Geschlecht, Abstammung, Hautfarbe, Herkunft, Glauben, 

sozialer Stellung oder sexueller Identität von in Not geratenen Personen sowie von 

anderen Feuerwehrangehörigen auszuüben, 

f) die Feuerwehrdienstvorschriften und Unfallverhütungsvorschriften für den 

Feuerwehrdienst zu beachten und 

g) die ihnen anvertrauten Ausrüstungsgegenstände, Geräte und Einrichtungen 

gewissenhaft zu pflegen und sie nur zu dienstlichen Zwecken zu benutzen.  

 
Für die sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen gelten Buchst. a) (beschränkt 
auf die Dienstteilnahme) und c) bis g) entsprechend. 
 
(6) Die ehrenamtlichen Angehörigen der Ortsfeuerwehren im aktiven Feuerwehrdienst 
haben eine Ortsabwesenheit von länger als zwei Wochen dem Leiter der Ortsfeuerwehr 
oder seinem Stellvertreter rechtzeitig anzuzeigen und eine Dienstverhinderung rechtzeitig 



11 

zu melden. 
 

(7) Verletzt ein Feuerwehrangehöriger schuldhaft die ihm obliegenden Dienstpflichten, so 
kann der Stadtwehrleiter auf Antrag des jeweiligen Ortswehrleiters 
a) einen mündlichen oder schriftlichen Verweis erteilen, 

b) die Androhung der Dienstbeendigung aussprechen oder 

c) die Dienstbeendigung durch den Bürgermeister einleiten. 

 
Dem Feuerwehrangehörigen ist Gelegenheit zu geben, sich zu den gegen ihn 
vorgebrachten Vorwürfen zu äußern. Bei Verletzungen der Dienstpflichten kann ein 
Feuerwehrangehöriger durch den Leiter der Ortsfeuerwehr vom Dienst vorübergehend 
ausgeschlossen werden. Der Stadtwehrleiter ist darüber schriftlich in Kenntnis zu setzen. 
 
(8) Kann ein Angehöriger im aktiven Feuerwehrdienst die Pflichten nach Absatz 5 Satz 2, 
Buchst. a) und b) nicht im geforderten Maß erfüllen, verliert er auf Antrag oder nach 
Feststellung des Stadtwehrleiters zumindest vorübergehend den Status und die Rechte 
eines Angehörigen im aktiven Feuerwehrdienst. 

 
(9) Das Bilden von Kameradschaftskassen ist nicht zulässig. 
 

§ 6 
Jugendfeuerwehr 

 
(1) Die in der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Adorf/Vogtl. zusammengeschlossenen 
Ortsfeuerwehren bilden am Standort der Ortsfeuerwehr Adorf/Vogtl. eine 
Jugendfeuerwehr. Sie führt den Namen  

„Jugendfeuerwehr Adorf/Vogtl.“. 
 

In die Jugendfeuerwehr können Kinder und Jugendliche ab dem vollendeten 8. bis zum 
vollendeten 16. Lebensjahr aufgenommen werden. § 18 Absatz 4 Satz 2 SächsBRKG 
bleibt unberührt. Dem Aufnahmeantrag muss die schriftliche Zustimmung der 
Personensorgeberechtigten beigefügt sein. 

 
(2) Über die Aufnahme entscheidet abweichend von § 3 Absatz 3 der Stadtwehrleiter im 
Einvernehmen mit dem Jugendfeuerwehrwart. Im Übrigen gelten die Festlegungen des § 
3 entsprechend. 
 
(3) Die Zugehörigkeit zur Jugendfeuerwehr endet, wenn das Mitglied 
a) in die aktive Abteilung aufgenommen wird, spätestens jedoch mit Vollendung des 18. 

Lebensjahres, 

b) aus der Jugendfeuerwehr austritt, 

c) den körperlichen Anforderungen nicht mehr gewachsen ist oder 

d) aus der Jugendfeuerwehr gemäß § 4 Absatz 7 entlassen oder ausgeschlossen wird. 

 
Gleiches gilt, wenn ein Personensorgeberechtigter seine Zustimmung nach Absatz 1 
Satz 5 schriftlich zurücknimmt. 
 
(4) Mitglieder der Jugendfeuerwehr Adorf/Vogtl., die mit 16 Jahren in die aktive Abteilung 
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der Feuerwehr übernommen werden, können auf eigenen Wunsch bis zum Ende des 
Kalenderjahres, in dem das 18. Lebensjahr vollendet wird, Mitglied der Jugendfeuerwehr 
bleiben. 
 

§ 7 
Alters- und Ehrenabteilung 

 
(1) In die Alters- und Ehrenabteilung werden Feuerwehrangehörige bei Überlassung der 
Dienstkleidung, wenn sie entsprechend § 4 Absatz 1 bis 3 aus dem aktiven 
Feuerwehrdienst ausgeschieden sind, übernommen. 

 
(2) Für die Beendigung des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes in der Alter- und 
Ehrenabteilung gilt § 4 Absatz 7 gilt entsprechend. 
 

§ 8 
Ehrenmitglieder 

 
Der Bürgermeister kann auf Vorschlag des Stadtwehrleiters nach Anhörung des 
Stadtfeuerwehrausschusses verdiente ehrenamtliche Feuerwehrangehörige oder 
Personen, die sich um das Feuerwehrwesen oder den Brandschutz besonders verdient 
gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern der Feuerwehr ernennen. Ehrenmitglieder sind 
Angehörige der Alters- und Ehrenabteilung. § 4 Absatz 7 gilt entsprechend. 

§ 9 
Organe der Stadtfeuerwehr 

 
Organe der Stadtfeuerwehr sind: 
a) der Stadtwehrleiter und sein Stellvertreter 

b) der Stadtfeuerwehrausschuss 

c) die Stadtfeuerwehrhauptversammlung 

d) die Ortswehrleiter und ihre Stellvertreter 

e) die Ortsfeuerwehrausschüsse 

f) die Ortsfeuerwehrhauptversammlung 

 
§ 10 

Stadt- / Ortswehrleiter 
 

(1) Der Stadtwehrleiter und sein Stellvertreter werden nach § 14 gewählt und berufen.  
 

(2) Der Stadtwehrleiter ist für die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr verantwortlich und 
erledigt die ihm durch Gesetz und diese Satzung übertragenen Aufgaben. Er hat 
insbesondere 
a) auf die ständige Verbesserung des Ausbildungsstandes der Angehörigen im aktiven 

Feuerwehrdienst entsprechend den Feuerwehrdienstvorschriften hinzuwirken, 

b) regelmäßig die Einsätze der Feuerwehr zu leiten oder diese Aufgabe an einen 

ausreichend qualifizierten Angehörigen im aktiven Feuerwehrdienst zu übertragen, 

c) die Zusammenarbeit der Ortsfeuerwehren bei Übungen und Einsätzen zu regeln, 

d) die Tätigkeit der von ihm bestellten Funktionsträger zu kontrollieren, 
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e) dafür zu sorgen, dass die Dienst- und Ausbildungspläne aufgestellt und dem 

Ortsfeuerwehrausschuss vorgelegt werden, 

f) auf eine ordnungsgemäße und den Vorschriften entsprechende Ausrüstung der 

Feuerwehr mit Einsatzmitteln hinzuwirken, 

g) für die Einhaltung der Feuerwehrdienstvorschriften, einschließlich der in dieser 

Satzung festgelegten abweichenden Regeln, und der einschlägigen 

Unfallverhütungsvorschriften zu sorgen, 

h) im Rahmen des Dienstes minderjähriger Feuerwehrangehöriger die Einhaltung 

bestehender Aufsichts- und Fürsorgepflichten sicherzustellen und 

i) Beanstandungen, die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr betreffend, dem 

Bürgermeister mitzuteilen.  

 
Er entscheidet über die nach § 11 Absatz 1 Satz 2 im Stadtfeuerwehrausschuss 
behandelten Fragen. 
 
(3) Der Bürgermeister kann dem Stadtwehrleiter weitere Aufgaben des Brandschutzes 
übertragen. 

 
(4) Der Stadtwehrleiter soll den Bürgermeister, die Stadtverwaltung und den Stadtrat in 
allen feuerwehr- und brandschutztechnischen Angelegenheiten beraten. Er ist zu den 
Beratungen in der Stadt Adorf/Vogtl. zu Angelegenheiten der Feuerwehr und des 
Brandschutzes zu hören. Er soll - soweit es nur örtliche Belange betrifft - die örtlich 
zuständigen Ortswehrleiter vorher beteiligen. 
 
(5) Der stellvertretende Stadtwehrleiter hat den Stadtwehrleiter bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben zu unterstützen und ihn bei Abwesenheit mit allen Rechten und Pflichten zu 
vertreten. 
 
(6) Für die Leiter der Ortsfeuerwehren gelten Absatz 1, Absatz 2, hier jedoch nur die 
Buchst. a), d), f), g) h) und i), der Buchst. i) jedoch mit der Maßgabe, die 
Beanstandungen dem Stadtwehrleiter zu melden, sowie Absatz 5 entsprechend. Sie 
haben insbesondere die Dienste so zu organisieren, dass jeder Angehörige im aktiven 
Feuerwehrdienst jährlich an mindestens 40 Stunden Ausbildung teilnehmen kann. Sie 
führen die Ortsfeuerwehr nach Weisung des Stadtwehrleiters. 

 
(7) Der Stadtwehrleiter und sein Stellvertreter können bei groben Verstößen gegen die 
Dienstpflichten oder wenn sie die geforderten Voraussetzungen an das Amt nicht mehr 
erfüllen, vom Bürgermeister nach Anhörung des Stadtfeuerwehrausschusses abberufen 
werden. Für die Ortswehrleiter gilt Satz 1, an Stelle des Stadtfeuerwehrausschusses ist 
der jeweilige Ortsfeuerwehrausschuss zu hören. 

 
 

§ 11 
Stadt- / Ortsfeuerwehrausschuss 

 
(1) Der Stadtfeuerwehrausschuss ist beratendes Organ des Stadtwehrleiters. Er 
behandelt Fragen der Brandbekämpfung, des Brandschutzes, der technischen Hilfe, der 
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Finanzplanung, der Dienst- und Einsatzplanung der Freiwilligen Feuerwehr und anderen 
Fällen, in denen nach dieser Satzung der Feuerwehrausschuss zu beteiligen ist. 

 
(2) Der Stadtfeuerwehrausschuss besteht aus: 

 dem Stadtwehrleiter als Vorsitzenden 

 den Ortswehrleitern 

 
Bei Bedarf können die jeweiligen Stellvertreter ebenfalls teilnehmen. Stimmberechtigt 
sind der Stadtwehrleiter und die Leiter der Ortsfeuerwehren, im Verhinderungsfall ihre 
Vertreter. 
 
(3) Der Stadtfeuerwehrausschuss soll zweimal im Jahr tagen. Die Beratungen sind vom 
Vorsitzenden mit Bekanntgabe der vorgesehenen Tagesordnung einzuberufen. Der 
Stadtfeuerwehrausschuss muss einberufen werden, wenn dies mindestens ein Drittel 
seiner stimmberechtigten Mitglieder bei Angabe der von ihnen geforderten Tagesordnung 
verlangt. Der Stadtfeuerwehrausschuss ist beschlussfähig im Sinne des Absatz 1, wenn 
mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 
 
(4) Der Bürgermeister ist zu den Beratungen des Stadtfeuerwehrausschusses 
einzuladen. 
 
(5) Beschlüsse des Stadtfeuerwehrausschusses im Sinne des Absatz 1 werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 
 
(6) Die Beratungen des Stadtfeuerwehrausschusses sind nicht öffentlich. Vertreter der 
Stadtverwaltung Adorf/Vogtl. können an den Tagungen teilnehmen. Bei Bedarf können 
weitere Personen eingeladen werden. Über die Beratungen ist eine Niederschrift 
anzufertigen und dem Bürgermeister vorzulegen. 
 
(7) In jeder Ortsfeuerwehr kann ein Ortsfeuerwehrausschuss gebildet werden. Für ihn 
gelten die Absätze 1, 3, 5 und 6 entsprechend. Er besteht aus dem Ortswehrleiter als 
Vorsitzenden und entsprechend der zahlenmäßigen Stärke der jeweiligen Ortsfeuerwehr 
aus höchstens 4 in der Hauptversammlung gewählten zusätzlichen Mitgliedern. Der 
Stadtwehrleiter ist zu den Sitzungen einzuladen. Er besitzt kein Stimmrecht, sofern er 
nicht Mitglied des Ortsfeuerwehrausschusses ist. Bei Bedarf können weitere Personen 
eingeladen werden. 
 

§ 12 
Stadt- / Ortsfeuerwehrhauptversammlung 

 
(1) Unter dem Vorsitz des Stadtwehrleiters ist turnusmäßig zur Durchführung der 
Stadtwehrleiterwahl eine ordentliche Hauptversammlung der Stadtfeuerwehr 
durchzuführen. Der Hauptversammlung sind alle wichtigen Angelegenheiten der 
Feuerwehr, soweit nicht zu ihrer Beratung der Stadtfeuerwehrausschuss und deren 
Entscheidung nicht der Stadtwehrleiter zuständig ist, zur Beratung und Beschlussfassung 
vorzulegen. In der Hauptversammlung werden der ehrenamtlich tätige Stadtwehrleiter 
und dessen Stellvertreter gewählt. 

 
(2) Die ordentliche Hauptversammlung ist vom Stadtwehrleiter einzuberufen. Eine 
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außerordentliche Hauptversammlung ist innerhalb eines Monats vom Stadtwehrleiter 
einzuberufen, wenn das von mindestens einem Drittel der nach § 5 Absatz 1 
wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen schriftlich, oder auf Initiative des 
Stadtwehrleiters, unter Angabe der Gründe gefordert wird. Zeitpunkt und Tagesordnung 
der Hauptversammlung sind den nach § 5 Absatz 1 wahlberechtigten 
Feuerwehrangehörigen und dem Bürgermeister mindestens zwei Wochen vor der 
Versammlung bekannt zu geben. 
 
(3) Die Hauptversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der nach § 5 
Absatz 1 wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen anwesend ist. Bei 
Beschlussunfähigkeit ist innerhalb eines Monats eine zweite Hauptversammlung 
einzuberufen, die unabhängig von der Zahl der anwesenden, nach § 5 Absatz 1 
wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen beschlussfähig ist. Beschlüsse der 
Hauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Auf Antrag ist 
geheim abzustimmen. 
 
(4) Über die Hauptversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die dem 
Bürgermeister vorzulegen ist. 
 
(5) Für die ordentlichen Hauptversammlungen der Ortsfeuerwehren gelten die Absätze 1 
bis 3 entsprechend, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist. Die 
Ortsfeuerwehrhauptversammlung ist mindestens einmal jährlich durchzuführen. In der 
Hauptversammlung hat der Ortswehrleiter einen Bericht über die Tätigkeit der 
Ortsfeuerwehr im abgelaufenen Jahr abzugeben. In der Hauptversammlung werden der 
ehrenamtlich tätige Ortswehrleiter und dessen Stellvertreter sowie die zusätzlichen 
Mitglieder des Ortsfeuerwehrausschusses gewählt. Über die Hauptversammlung ist eine 
Niederschrift anzufertigen, die dem Stadtwehrleiter vorzulegen ist. 
 

§ 13 
Bestellung von Funktionsträgern 

 
(1) Zu bestellende Funktionsträger sind: 

 Gruppenführer und Zugführer (Unterführer), 

 Beauftragte/Verantwortliche für Geräte (Gerätewart) 

 Beauftragte/Verantwortliche für Atemschutz (Atemschutzgerätewart), 

 der Beauftragte für die Belange der Jugendfeuerwehren 

(Stadtjugendfeuerwehrwart) sowie dessen Stellvertreter. 

 
(2) Der Ortswehrleiter bestellt die Funktionsträger schriftlich. Der Ortswehrleiter kann die 
Bestellung nach Anhörung des Ortsfeuerwehrausschusses jederzeit widerrufen. Die 
Funktionsträger führen ihre Aufgaben nach Weisungen ihrer Vorgesetzten aus. 

 
(3) Als Funktionsträger dürfen nur aktive Feuerwehrangehörige eingesetzt werden, die 
persönlich geeignet sind, über praktische Erfahrungen im Feuerwehrdienst verfügen, die 
erforderliche Qualifikation besitzen und an spezifischen Fortbildungen regelmäßig 
teilnehmen. 
 
(4) Die Gerätewarte haben die Ausrüstung und die Einrichtungen der Feuerwehr zu 



16 

verwalten und zu warten. Prüfpflichtige Geräte sind zum festgesetzten Termin zur 
Prüfung vorzustellen. Festgestellte Mängel sind unverzüglich dem Dienstvorgesetzten zu 
melden. 

 
§ 14 

Wahlen 
 
(1) Der Stadtwehrleiter und sein Stellvertreter werden durch die nach § 5 Absatz 1 Satz 1 
wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen, die Ortswehrleiter und deren Stellvertreter 
werden durch die nach § 5 Absatz 1 Satz 2 wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen 
gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 

 
(2) Der Stadtwehrleiter, die Ortswehrleiter und deren Stellvertreter haben ihr Amt nach 
Ablauf der Berufungsdauer oder im Falle eines beabsichtigten vorzeitigen Ausscheidens 
oder nach Neuwahlen bis zur Berufung eines Nachfolgers weiterzuführen. Lehnt der 
Stadtwehrleiter, Ortswehrleiter oder der entsprechende Stellvertreter aus wichtigem 
Grund im Sinne des § 18 der Sächsischen Gemeindeordnung eine Weiterführung ab 
oder stehen dieser Weiterführung gewichtige Gründe in der Person des Stadtwehrleiters, 
Ortswehrleiters oder des entsprechenden Stellvertreters entgegen, kann der 
Bürgermeister einen geeigneten Feuerwehrangehörigen, beim Stadtwehrleiter oder 
Ortswehrleiter insbesondere den entsprechenden Stellvertreter, vorübergehend mit der 
Wahrnehmung der Aufgaben betrauen.  
 
(3) Steht kein geeigneter Kandidat für ein in Absatz 1 genanntes Wahlamt zur Verfügung, 
beruft der Bürgermeister nach Anhörung der Wahlberechtigten einen geeigneten 
wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen längstens bis zum Ende der Berufungsdauer 
nach § 17 Absatz 3 Satz 2 SächsBRKG. 
 
(4) Gewählt werden kann nur, wer selbst wahlberechtigt ist, über die für diese 
Dienststellung erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Erfahrungen sowie über die 
erforderlichen persönlichen und fachlichen Voraussetzungen verfügt. 
 
(5) Die nach § 17 Absatz 3 SächsBRKG durchzuführenden Wahlen sind mindestens zwei 
Wochen vorher, zusammen mit dem Wahlvorschlag, den wahlberechtigten 
Feuerwehrangehörigen bekannt zu machen. Der Wahlvorschlag sollte mehr Kandidaten 
enthalten, als zu wählen sind, und muss vom zuständigen Feuerwehrausschuss bestätigt 
sein. Betroffene Kandidaten sind im Feuerwehrausschuss nicht stimmberechtigt. Die 
Kandidaten haben ihre Zustimmung zum Wahlvorschlag zu erteilen. 
 
(6) Wahlen sind vom Bürgermeister oder einem von ihm benannten Beauftragten zu 
leiten. Die anwesenden Stimmberechtigten benennen in der Regel durch offene 
Abstimmung mit absoluter Mehrheit zwei Beisitzer, die zusammen mit dem Wahlleiter die 
Stimmenauszählung vornehmen. Die Beisitzer können Wahlberechtigte, jedoch keine 
Kandidaten sein. 
 
(7) Wahlen können nur dann vorgenommen werden, wenn mehr als die Hälfte der nach § 
5 Absatz 1 wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen anwesend ist. 
 
(8) Wahlen sind geheim durchzuführen. Steht nur ein Kandidat zur Wahl, kann die Wahl 
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offen erfolgen, wenn keiner der anwesenden Stimmberechtigten widerspricht. 
 

(9) Die Wahlen zu mehreren Ämtern erfolgen in getrennten Wahlgängen. Gewählt ist, wer 
mehr als die Hälfte der Stimmen der anwesenden Wahlberechtigten erhalten hat. Erreicht 
kein Kandidat im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit, so ist eine Stichwahl zwischen 
den beiden Bewerbern mit den meisten Stimmen durchzuführen, bei der die einfache 
Mehrheit (mehr Ja- als Nein-Stimmen) entscheidet. Liegt bei mehreren Kandidaten 
Stimmengleichheit vor, entscheidet das Los. Tritt nur ein Kandidat an und erreicht dieser 
keine absolute Mehrheit, findet ein zweiter Wahlgang für den Kandidaten statt, bei dem 
die einfache Mehrheit (mehr Ja- als Nein-Stimmen) entscheidet. Sollte diese Mehrheit 
nicht erreicht werden sind die Regelungen des Absatz 3 anzuwenden. 
 
(10) Für die Wahl der zusätzlichen Mitglieder des Ortsfeuerwehrausschusses gelten die 
Absätze 1 bis 8 entsprechend, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist. Die 
Wahl der zusätzlichen Mitglieder der Ortsfeuerwehrausschüsse ist als Mehrheitswahl 
ohne Stimmhäufung durchzuführen. Jeder Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie 
Ausschussmitglieder zu wählen sind. In den Feuerwehrausschuss sind diejenigen 
Feuerwehrangehörigen gewählt, die die meisten Stimmen erhalten haben. Liegt bei 
mehreren Kandidaten Stimmengleichheit vor, wird eine Stichwahl unter diesen 
Kandidaten durchgeführt. Liegt danach wiederum Stimmengleichheit vor, entscheidet das 
Los. Eine Wahl des jeweiligen Ortswehrleiters in den Ortsfeuerwehrausschuss ist 
ungültig. Die Wahl der zusätzlichen Mitglieder soll erst nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses der Ortswehrleiterwahl durchgeführt werden. 

 
(11) Die Gewählten sind zu fragen, ob sie die Wahl annehmen. 
 
(12) Die Niederschrift über die Wahl ist spätestens eine Woche nach der Wahl durch den 
Wahlleiter dem Bürgermeister zu übergeben. 
 
(13) Der Bürgermeister muss dem Wahlergebnis widersprechen, wenn er der Auffassung 
ist, dass es rechtswidrig ist; er kann ihm widersprechen, wenn er der Auffassung ist, dass 
es für die Stadt Adorf/Vogtl. nachteilig ist. 

 
(14) Sofern kein Widerspruch nach Absatz 13 erfolgt, beruft der Bürgermeister den 
Stadtwehrleiter und seinen Stellvertreter sowie den jeweiligen Ortswehleiter und seinen 
Stellvertreter im Benehmen mit dem Stadtrat in die Positionen. 
 
(15) Nimmt ein gewählter Angehöriger der Feuerwehr seine Wahl als Mitglied des 
jeweiligen Ortsfeuerwehrausschuss nicht an, scheidet er aus dem 
Ortsfeuerwehrausschuss aus oder ist die Wahl des jeweiligen Ortswehrleiters in den 
Ortsfeuerwehrausschuss als ungültig festgestellt, rückt ein Ersatzmitglied nach. 
Ersatzmitglieder sind alle Wahlbewerber, die bei der Wahl für die zusätzlichen Mitglieder 
des Feuerwehrausschusses nicht die erforderliche Stimmenzahl, jedoch mindestens eine 
Stimme erhalten haben. Die Reihenfolge der Ersatzmitglieder bestimmt sich nach der 
Anzahl der erhaltenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Steht kein 
Ersatzmitglied mehr zur Verfügung, finden Nachwahlen auf der Ebene der betroffenen 
Ortsfeuerwehr nach Maßgabe der Absätze 10 bis 13 statt. 

 
(16) Neuwahlen während der Berufungsperiode sind anzusetzen, wenn zwei Drittel der 
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Stimmberechtigten dies schriftlich vom Stadtwehrleiter fordern. 
 

§ 15 
Entschädigungen der Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 

Adorf/Vogtl. 
 
(1) Die ehrenamtlich Tätigen aktiven Feuerwehrangehörigen erhalten jährlich eine 
Aufwandsentschädigung. Diese berechnet sich wie folgt: 

 
Es werden alle Einsätze und alle Pflichtdienste eines Kalenderjahres der jeweiligen 
Ortswehr addiert. Abhängig von der Anzahl der Teilnahmen an Einsätzen und Diensten 
erhält der Feuerwehrangehörige der Ortswehr Adorf/Vogtl. einen bestimmten Teil der 
festgesetzten jährlichen Pauschale in folgender Höhe: 
 
Teilnahme an Diensten und Einsätzen Auszahlung der Pauschale in Höhe von 

0 %      0,00 x 100,00 € 
0,1 % – 25 %    0,25 x 100,00 € 
25,1 % - 50 %    0,50 x 100,00 € 
50,1 % - 75 %    0,75 x 100,00 € 
75,1 % - 100 %    1,00 x 100,00 € 

 
Für die Feuerwehrangehörigen der Ortswehren Freiberg, Gettengrün, Leubetha und 
Remtengrün wird die Pauschale auf 75,00 € festgelegt. Die jeweiligen Ortswehrleiter sind 
zur ordnungsgemäßen Dokumentation der Teilnahme zu den Übungs- und 
Schulungsdiensten sowie der Einsätze verpflichtet. 

 
(2) Die Funktionsträger der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Adorf/Vogtl. (Stadtwehrleiter 
und dessen Stellvertreter, die Ortswehrleiter und deren Stellvertreter, der 
Jugendfeuerwehrwart und dessen Stellvertreter, der Gerätewart und der 
Atemschutzgerätewart) erhalten über die Entschädigung nach Absatz 1 hinaus eine 
monatliche Entschädigung für die Ausübung ihrer Funktionen und den damit 
verbundenen regelmäßig über das übliche Maß hinaus geleisteten Feuerwehrdienst in 
folgender Höhe: 

 
Funktion Entschädigung 
Stadtwehrleiter 100,00 € 
Stellvertretender Stadtwehrleiter 75,00 € 
Ortswehrleiter Adorf/Vogtl. 70,00 € 
Stellvertretender OWL Adorf/Vogtl. 52,00 € 
Ortswehrleiter andere Ortsteile 35,00 € 
Stellvertretender OWL andere Ortsteile 26,00 € 
Jugendfeuerwehrwart 52,00 € 
Stellvertretender Jugendfeuerwehrwart 35,00 € 
Gerätewart 40,00 € 
Atemschutzgerätewart 40,00 € 
 

Die Entschädigung wird jeweils am Ende des Kalenderjahres ausgezahlt. Mit der 
pauschalen Aufwandsentschädigung sind alle aus den Funktionen erwachsenen 
Aufwendungen abgegolten. 
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(3) Aktive oder verdienstvolle Angehörige der Feuerwehr erhalten für langjährige 
Zugehörigkeit (10, 25, 40, 50 und 60 Jahre) eine Ehrung durch den Bürgermeister in 
folgender Höhe: 

 
Zugehörigkeit Ehrung 
10 Jahre  25,00 € 
25 Jahre  50,00 € 
40 Jahre  100,00 € 
50 Jahre  100,00 € zzgl. besonderes Präsent bis 50,00 € 
60 Jahre  100,00 € zzgl. besonderes Präsent bis 50,00 € 

 
§ 16 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 26.10.2010 
außer Kraft. 
 
Stimmabgabe: 11 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 0 Enthaltungen 
 0 Befangenheit 
 
Herr Geipel weist darauf hin, dass die Feuerwehrkosten-Satzung in der Rubrik Satzungen 
der Homepage fehlt. 
Herr Schmidt und Frau Goßler erklären, dass diese zurzeit überarbeitet wird und in einer 
der nächsten Sitzungen zum Beschluss ansteht. 
 
TOP 15.) Kooperationsvereinbarung Mobile Jugendarbeit – SR-BV-Nr. 56/2021 
Herr Uebel meldet Befangenheit an und rückt in den Zuschauerbereich. 
Herr Bürgermeister Schmidt informiert, dass die Kooperationsvereinbarung neu gefasst 
wurde. Der Landkreis hat sich dazu bekannt, 80 % der Kosten zu übernehmen. Die 
restlichen 20 % werden zwischen Bad Elster und Adorf geteilt. Die Stelle des 
Jugendsozialarbeiters hat die AWO mit Herrn Holger Uebel besetzt, was sicherlich eine 
künftige noch intensivere Zusammenarbeit ermöglicht. Mit der Jugendarbeit verknüpft Herr 
Schmidt auch die Ziele: Bleibeperspektiven aufzuzeigen und Nachwuchsgewinnung in den 
heimischen Betrieben zu unterstützen. Der Punkt Öffentlichkeitsarbeit wurde in der 
Kooperationsvereinbarung deutlich verbessert. 
 
Es gibt keine weitere Wortmeldung oder Anfragen. 
 
Beschluss-Nr. 60/2021 – SR-BV-Nr. 56/2021 
Der Stadtrat der Stadt Adorf/Vogtl. beschließt den Abschluss der Kooperationsverein-
barung zur Mobilen Jugendarbeit in Adorf mit den Kooperationspartnern Stadt Bad Elster 
und AWO Vogtland Bereich Reichenbach e.V., freier Träger der Mobilen Jugendarbeit.  
Stimmabgabe: 10 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 0 Enthaltungen 
 1 Befangenheit 
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TOP 16.) Informationen/Sonstiges 

Informationen durch den Bürgermeister: 
 

- Das Bundesprojekt DWK ist abgelaufen, die Stadt Adorf/Vogtl. hat sich erfolgreich 
beim Folgeprogramm ZWK (Zukunftswerkstatt Kommunen) beworben. Eine 
Pressemitteilung ist vorbereitet. 

- Die Sitzungstermine für das 2. Halbjahr wurden ausgereicht. 
 
Stadtrat Herr Geipel erkundigt sich nach dem Regenschaden am renaturierten Grundstück 
Elsterstraße. Herr Schmidt antwortet, der Schaden ist erst nach Abnahme der Arbeiten 
passiert, der Bauhof wird sich darum kümmern. 
 
Stadträtin Frau Blüml hinterfragt den Stand zum Spielplatz in Remtengrün. Hier ergibt sich 
aus dem Brandschutzbedarfsplan Handlungsbedarf am dafür vorgesehenen Grundstück. 
Sowohl das Gerätehaus als auch der Jugendclub müssen mittelfristig erneuert werden, bei 
diesem Vorhaben soll auch ein Spielplatz berücksichtigt werden. 
 
Es gibt keine weiteren Themen und Anmerkungen. 
 
Ende des öffentlichen Teils der Stadtratssitzung um 20.50 Uhr. 
 
 
 
 
 
Rico Schmidt  Stadtrat 
Bürgermeister ……………………. Frank Jäger ……………………. 
 
 
 
Protokollantin  Stadtrat 
Sylvia Donath ………………….... Sandro Röder …………………….  


